
«Gezielte Rezeptur» für Prämienverbilligung 
Um leichter eine Prämienverbilligung zu beantragen, übernimmt der Landtag mit grosser Mehrheit das VU-Postulat. 

VU oder FBP  – welche Partei 
zuerst die Idee hatte, die Hür-
den für die Prämienver billi -
gung zu senken, war um strit -
ten. Angesichts des klaren Ab-
stimmungsergebnisses ist dies 
jedoch hinfällig: Nur drei der 
Landtagsabgeordneten (Bettina 
Petzold-Mähr, Daniel Seger 
und Karin Zech-Hoop) drück-
ten auf den Nein-Knopf. Die 
restlichen 21 Abgeordneten 
sprachen sich klar für das VU-
Postulat «Senkung der Hürden 
für die Prämienverbilligung» 
aus. Für Sebastian Gassner 
(FBP) ein klares Zeichen der gu-
ten Koalitionsarbeit.  

Ja/Nein-Feld in der 
Steuererklärung 
Hintergrund des Postulats: Bis-
lang nutzen weniger als 45 Pro-
zent der Bezugsberechtigten 
die Möglichkeit, auf ihre Kran-
kenkasse eine Prämienverbilli-
gung zu beantragen. Für Mario 
Wohlwend (VU), der das Leit-
votum hielt, ist «sonnenklar, 
dass die Kostensteigerung des 
demografischen Wandels und 
des technischen Fortschritts in 
Zukunft nicht allein auf dem 
Buckel der restlichen Prämien-
zahler abgewälzt werden 
kann.» Die Bürger würden be-
reits jetzt mit Franchise und 
Selbstbehalt einen beachtli -
chen Anteil leisten. Trotzdem 
habe es jeder verdient, «in 
Würde und Lebensqualität» zu 

leben. Wohlwend bereiten vor 
allem diejenigen Kummer und 
Sorgen, welche «aus Scham, 
übertriebener Genügsamkeit 
oder aus Furcht von Reaktionen 
auf Hilfe verzichten». Deshalb 
wird die Regierung gebeten, ge-
eignete Massnahmen zu tref -
fen, um die Hemmschwelle für 
den Bezug der Prämienverbilli-
gung zu senken. 

Die VU schlägt vor, dass der 
Steuererklärung ein entspre-
chendes Formular beigelegt 
wird oder nach Möglichkeit ein 
Mechanismus zwischen Steuer-
verwaltung, Amt für Soziale 
Dienste sowie der Krankenkas-
se geschaffen wird. So könnte 
beispielsweise bei der Steuerer-
klärung ein Feld «Prüfung Prä-
mienverbilligung? Ja/Nein» 
enthalten sein, und mit einem 
simplen Klick würden die zu-
ständigen Stellen automatisch 
prüfen, ob man bezugsberech-
tigt ist oder nicht. 

Manfred Kaufmann (VU) 
wies darauf hin, dass nicht jeder 
Zugang zu elektronischen Mit-
teln hat: «Gerade für ältere 
Menschen ohne Computer, In-
ternet oder Scanner ist heute 
die Einreichung ein Ding der 
Unmöglichkeit, weshalb sie al-
lenfalls von einem Antrag abse-
hen.» Er ergänzt, dass es wei-
terhin möglich sein muss, den 
Antrag in Papierform einzurei-
chen.  

Bei den anschliessenden 

Wortmeldungen berichtet 
Georg Kaufmann (FL) aus eige-
ner Erfahrung: «Als Sachver-
walter fülle ich jährlich die An-
träge aus. Meines Erachtens ist 
dies schnell und unkompli-

ziert.» Aber er weist ebenfalls 
daraufhin, dass viele ältere 
Menschen überfordert sein 
können, da sie nicht über die 
nötigen PC-Kenntnisse verfü-
gen oder schlicht und einfach 

niemanden im direkten Umfeld 
haben, der ihnen beim Aus fül -
len helfen könnte. Kaufmann 
ist sich sicher, dass «der Staat 
nun zeigen kann, wie ernst es 
ihm mit dem Bürgerservice 

ist.» Parteikollegin Manuela 
Haldner-Schierscher schliesst 
sich an: «Knapp über, am oder 
unter dem Existenzminimum 
zu leben, ist kein Zuckerschle-
cken.» 

Und dass es für Menschen 
eine unüberwindbare Hürde 
darstellen kann, sich an das 
Amt für Soziale Dienste zu wen-
den, kann sie nachvollziehen: 
«Wir müssen Abstand davon 
nehmen zu sagen, ‹jeder hat je-
derzeit die Möglichkeit, selbst 
zu entscheiden, was er will›.» 
Es gebe Menschen, die ihre  
Eigenverantwortung einfach 
nicht wahrnehmen können, 
und «für die müssen wir schau-
en».  

Ein Viertel mehr Anträge 
im vergangenen Jahr 
Regierungsrat Manuel Frick  
ist nicht der Meinung, dass un-
überwindbare bürokratische 
Hürden bestehen oder eine 
Stigmatisierung stattfindet, 
wenn sich jemand an das Amt 
für Soziale Dienste wendet, um 
Hilfe beim Ausfüllen des For-
mulars zu erhalten. 

Frick nannte die Zahlen  
der Anträge der letzten Jahre: 
2020 beantragten 4788 Per -
sonen eine Prämienverbilli-
gung, im vergangenen Jahr 
stieg die Zahl um 23 Prozent auf 
5903. 
 
Julia Strauss

Mario Wohlwend hielt das Leitvotum für das VU-Postulat. Bild: Daniel Schwendener

Die «Arbeitermaut» kommt nicht gut an  
Das Postulat der FBP zum Thema Road-Pricing-System wurde wohl überwiesen, stiess aber auf viel Unverständnis bei den Abgeordneten.  

Julia Kaufmann 
 
Das Postulat zur Umgestaltung 
der Motorfahrzeugsteuer in ein 
Road-Pricing-System der FBP 
stiess bei den meisten Abgeord-
neten nicht auf sonderlich viel 
Gegenliebe – sowohl inhaltlich 
wie auch zeitlich, da die Über-
prüfung dieser Variante ohnehin 
im Rahmen des Mobilitätskon-
zepts 2030 vorgesehen ist.  

Nach einer viel zu lange dau-
ernden Debatte über das Postu-
lat – bei dem generell nichts de-
finitiv entschieden, sondern die 
Regierung lediglich beauftragt 
werden kann, etwas zu prüfen – 
wurde der Vorstoss der FBP 
letztlich doch noch mit Stich-
entscheid des Landtagspräsi-
denten, der zugleich auch Pos-
tulant ist, überwiesen: Nebst 
den zehn FBP-Abgeordneten 
stimmten Manuela Haldner-
Schierscher und Patrick Risch, 
beide von der Freien Liste, für 
die Überweisung. Die VU-Frak-
tion sprach sich geschlossen  
dagegen aus. Ein Nein kam aus-
serdem von den zwei DpL- 
Ab geordneten und von Georg 
Kauf mann (FL).  

Eine «Arbeitermaut»,  
die diskriminierend ist 
Zu Beginn herrschte bei Sebas-
tian Gassner (FBP) Aufbruchs-
stimmung: «Lasst es uns ver -
suchen und in diesem Thema 
ein Pilotprojekt starten. Wir 
können Pionierarbeit leisten.» 

Später in der Debatte sollten 
seine Worte hingegen wie folgt 
lauten: «Ich verstehe die Welt 
nicht mehr und bin etwas scho-
ckiert über die Reaktionen.» 
Damit sprach er vor allem die 
Voten aus den Reihen der VU-
Fraktion an, die kaum ein gutes 

Haar an der Petition liessen. 
Dietmar Lampert und Walter 
Frick bemängelten etwa, dass 
insbesondere jene Arbeitneh-
mer zur Kasse gebeten würden, 
die eher im unteren bis mittle-
ren Einkommensbereich ange-
siedelt sind. «Wenn das Road-

Pricing-System nur morgens 
und abends zu den Hauptver-
kehrszeiten zur Anwendung 
kommt, sind vor allem Arbeit-
nehmer aus dem Gewerbe, 
Handel und der Gastronomie 
betroffen, die keine flexiblen 
Arbeitszeiten haben und nicht 

im Homeoffice arbeiten kön-
nen», präzisierte Lampert. 
Frick gab den Ausführungen 
seines Parteikollegen den Über-
titel «Arbeitermaut», die die ar-
beitende Bevölkerung diskri -
minieren würde. Und Mario 
Wohlwend fragte sich, ob ein 
Zim mermann seine Dachlatten 
künftig mit der Liemobil beför-
dern müsse. «Es ist schlicht eine 
handwerkerfeindliche, privat-
sphärenkritische Einzelinitia -
tive, deren Theorie in der Praxis 
zu einem Rohrkrepierer ver-
kommt», resümierte er.   

Ebenfalls konnten viele Vo-
tanten nicht nachvollziehen, 
weshalb die Motorfahrzeug-
steuer nicht mehr zeitgemäss 
sein sollte. Stattdessen wurden 
ergänzende Massnahmen auf-
gezeigt, die zur Glättung  
von Verkehrsspitzen beitragen 
könn ten. Genannt wurde etwa 
die Besteuerung von Hybrid- 
und Elektrofahrzeugen. Ausser-
dem sollten der Ausbau von 
Fahrradwegen und des ÖV-Net-
zes sowie eine flächendeckende 
Parkplatzbewirtschaftung ziel-
gerichtet weiterverfolgt werden. 
Das betriebliche Mobilitäts -
management wurde ebenfalls 
als Möglichkeit genannt, um 
eine Lenkungswirkung zu erzie-
len.  

Individualverkehr müsse 
reduziert werden 
Als Argument für das Road-Pri-
cing-System führte Sebastian 

Gassner ins Feld, dass damit 
beispielsweise eine U-Bahn fi-
nanziert werden könnte. Dies 
könne im Gegensatz das be-
triebliche Mobilitätsmanage-
ment oder die Parkplatzbewirt-
schaftung nicht. Ausserdem 
würde damit das Verhalten der-
jenigen belohnt werden, die das 
Auto öfter zu Hause liessen. 
«Denn wir müssen den motori-
sierten Individualverkehr redu-
zieren», ergänzte FBP-Frak -
tionssprecher Daniel Oehry. 
Der Fraktion sei bewusst, dass 
das Road Pricing im Mobilitäts-
konzept vorgesehen sei. «Es ist 
dort aber kein Datum festgehal-
ten, wann dieses System ge prüft 
wird.» Auf den Tisch kommt 
der Monitoringbericht überdies 
im Mai-Landtag. Doch die FBP 
war der Auffassung, dass mehr 
als nur einmal im Jahr über ver-
kehrspolitische Themen disku-
tiert werden könne.  

Manuela Haldner-Schier-
scher konnte dem Vorstoss eini-
ges abgewinnen, da das eigene 
Verhalten damit «endlich ein 
Preisschild» erhalte. Das Auto 
sei ein Verlustsystem und die in-
dividuelle Mobilität gehöre der 
Vergangenheit an. Wie letztlich 
von Johannes Kaiser (FBP) ge-
wünscht, wird das Postulat nun 
von der Regierung geprüft. «Un-
geachtet des Mobilitätskonzepts 
schadet dies nicht. Es ist eine 
Chance. Denn die ureigene Auf-
gabe des Landtags ist es, The-
men anzustossen.»

Der FBP-Abgeordnete Sebastian Gassner verstand die Welt nicht mehr.  Bild: Daniel Schwendener
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